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A. Bekanntmachungen der Gemeinden 
 

 

Bekanntmachung der Stadt Aurich zur Bauleitplanung 
Inkrafttreten vom Bebauungsplan Nr. 292  

(2. Anbindung Gewerbe- und Industriegebiet Schirum II, Teil A) 
 

Der Rat der Stadt Aurich hat am 01.09.2011 in öffentlicher Sitzung den Bebauungsplan Nr. 292 
(2. Anbindung Gewerbe- und Industriegebiet Schirum II, Teil A) nach § 10(1) BauGB als Satzung be-

schlossen.  

 

Durch den Bebauungsplan Nr. 292 erfolgt eine ergänzende Anbindung des Gewerbegebietes Schirum 

an die B72 „Leerer Landstraße“. 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersichtlich. 
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Es wird darauf verwiesen, dass die umweltbezogenen Informationen (Schall- und Geruchsuntersu-

chungen), sowie die in dem Verfahren und im Umweltbericht aufgeführten DIN- Normen zur Einsicht 

im zweiten Obergeschoss des Rathauses der Stadt Aurich, Bürgermeister- Hippen- Platz 1, 26603 

Aurich im Fachdienst 21- Planung vorliegen. 
 

Der Bauleitplan mit der Begründung kann im Rathaus der Stadt Aurich, Fachdienst Bauordnung, 

II. Obergeschoss, Bgm. Hippen Platz 1, 26603 Aurich, während der Dienststunden eingesehen wer-

den. 

 

Auf die Vorschriften des § 44 Absatz 3 und 4 Baugesetzbuch für die fristgemäße Geltendmachung 

etwaiger Entschädigungsansprüche für die in den §§ 39 bis 42 Baugesetzbuch bezeichneten Vermö-

gensnachteile und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. Eine be-

achtliche Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 Baugesetzbuch bezeichneten Verfahrens- 

und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und nach 

§ 214 Absatz 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges sind gem. § 215 Abs. 1 Nr. 1 und 

3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich 

gegenüber der Stadt Aurich geltend gemacht worden sind. Dabei ist der Sachverhalt, der die Verlet-

zung oder den Mangel begründen soll, darzulegen.  

 

Mit der Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Aurich und die Stadt Emden am 14.08.2015 

tritt diese Satzung in Kraft.  

 

Auf die gleichlautende Bekanntmachung im Internet unter 
www.aurich.de/rathaus/bauleitplanung.html und im Aushangkasten des Rathauses mit einem Plan 

über die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches wird hingewiesen. 

 

Aurich, den 28.07.2015 

 

Stadt Aurich 
 
Der Bürgermeister 

Windhorst 
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Inkrafttreten 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 2.17 

der Gemeinde Großefehn, OT Aurich-Oldendorf 
 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Großefehn hat am 26.03.2015 in öffentlicher Sitzung den 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 2.17 mit den örtlichen Bauvorschriften nach §10 Abs. 1 

BauGB als Satzung beschlossen. 

 

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 2.17 ist aus dem nachstehenden 
Übersichtsplan ersichtlich: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (Vgl. § 10 Abs. 3 
BauGB). 

 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan kann einschließlich seiner Begründung, Umweltbericht, 

Grünordnungsplan, den örtlichen Bauvorschriften (s. beigefügten Bauvorlagen), schalltechnische 

Stellungnahme, die zusammenfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 BauGB sowie die DIN 18920, 4109 

bei der Gemeinde Großefehn, Kanalstraße Süd 54, 26629 Großefehn während der üblichen Dienst-

stunden eingesehen werden. Jedermann kann den vorhabenbezogenen Bebauungsplan einsehen 

und über seinen Inhalt Auskunft verlangen. 

 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungs-
ansprüche im Falle der in den §§ 39-42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung 

schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB über das 

Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren 

gestellt ist, wird hingewiesen. 

 

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvor-

schriften sowie Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß 

§ 215 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-

chung dieses vorhabenbezogenen Bebauungsplanes schriftlich gegenüber der Gemeinde Großefehn 

unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
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Der Antrag gem. § 47 Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende 

Person oder Behörde und Träger sonstiger Belange nur Einwendungen geltend macht, die sie im 

Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB nicht oder verspätet 

geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 

 

Großefehn, den 10.08.2015 

 

Gemeinde Großefehn 
 
Der Bürgermeister 

Meinen 

 

 

Bekanntmachung 
der 35. Änderung des Flächennutzungsplanes 

der Gemeinde Großefehn 
 

Das Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems hat die vom Rat der Gemeinde Großefehn am 

26.03.2015 in öffentlicher Sitzung beschlossene Flächennutzungsplanänderung mit Verfügung vom 

31.07.2015 Az.: ARL WE - 21101 - 52006 - 35 aufgrund von § 6 Baugesetzbuch (BauGB) genehmigt. 

 

Der Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan 

ersichtlich: 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

Die Flächennutzungsplanänderung tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (Vgl. § 6 Abs. 5 BauGB). 

 
Die Flächennutzungsplanänderung kann einschließlich ihrer Begründung und Umweltbericht, schall-

technischer Stellungnahme, DIN 18920 sowie der zusammenfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 

BauGB bei der Gemeinde Großefehn, Kanalstraße Süd 54, 26629 Großefehn während der üblichen 

Dienststunden eingesehen werden. Jedermann kann die Flächennutzungsplanänderung einsehen 

und über ihren Inhalt Auskunft verlangen. 
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Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvor-

schriften sowie Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß 

§ 215 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-

chung schriftlich gegenüber der Gemeinde Großefehn unter Darlegung des die Verletzung begrün-

denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 

Großefehn, den 10.08.2015 

 

Gemeinde Großefehn 
 
Der Bürgermeister 

Meinen 

 

 
Bekanntmachung über die Widmung einer Straße gem. § 6 Nds. Straßengesetz 

(Gemeinde Großheide) 
 

Gemäß § 6 des Nds. Straßengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. September 1980 

(Nds.GVBl. S.359), zuletzt geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom 22.10.2014 (Nds. GVBl. Nr.21/2014 

S. 291) wird laut Beschluss des Rates der Gemeinde Großheide vom 16.04.2015 die folgend aufge-

führte Verkehrsfläche für den öffentlichen Verkehr gewidmet: Ipke Warf, Flurstück 167/6, Flur 9, 

Gemarkung Arle. 

 

Bei dieser Verkehrsfläche handelt es sich um eine Gemeindestraße. Der genaue Verlauf kann durch 
Akteneinsicht während der Dienstzeit im Rathaus der Gemeinde Großheide, Schloßstraße 10, 26532 

Großheide, Zimmer 17 entnommen werden. Straßenbaulastträger ist die Gemeinde Großheide. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsge-

richt Oldenburg, Schloßplatz 10, 26122 Oldenburg erhoben werden. 

 

Großheide, 28.07.2015 

 

Gemeinde Großheide 
 

Der Bürgermeister 

Fredy Fischer 

 

 
Bekanntmachung 

Bebauungsplan Nr. 04.07 
der Gemeinde Halbemond 

 

Der Rat der Gemeinde Halbemond hat am 10.03.2015 in öffentlicher Sitzung den Bebauungsplanes 

Nr. 04.07 nach §10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersichtlich: 
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Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (Vgl. § 10 Abs. 3 BauGB). 

 

Der Bebauungsplan kann einschließlich seiner Begründung mit den enthaltenen örtlichen Bauvor-

schriften und dem Umweltbericht nach § 10 Abs. 4 BauGB bei der Gemeinde Halbemond, Hauptstra-

ße 81, 26524 Hage während der üblichen Dienststunden eingesehen werden. Jedermann kann den 

Bebauungsplan einsehen und über seinen Inhalt Auskunft verlangen. 
 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungs-

ansprüche im Falle der in den §§ 39-42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung 

schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB über das 

Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren 

gestellt ist, wird hingewiesen. 

 

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens-, und Formvor-

schriften sowie Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß 

§ 215 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Gemeinde Halbemond unter Darlegung des die Verletzung begrün-

denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 

Der Antrag gem. § 47 Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende 

Person oder Behörde und Träger sonstiger Belange nur Einwendungen geltend macht, die sie im 

Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB nicht oder verspätet 

geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 

 

Hage, den 05.08.2015 

 
Gemeinde Halbemond 
 
Der Gemeindedirektor 

Trännapp 

 

 
Bekanntmachung 

des Bebauungsplanes Nr. 0203 
der Gemeinde Marienhafe 

 
Der Rat der Gemeinde Marienhafe hat am 23.07.2015 in öffentlicher Sitzung den Bebauungsplan mit 
den örtlichen Bauvorschriften nach §10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersichtlich: 
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Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (Vgl. § 10 Abs. 3 BauGB). 
 
Der Bebauungsplan kann einschließlich seiner Begründung mit den örtlichen Bauvorschriften, 
DIN 456, 1117, 1118, RAL-Farbtönen und Anlagen bei der Gemeinde Marienhafe, Am Markt 10, 
26529 Marienhafe während der üblichen Dienststunden eingesehen werden. Jedermann kann den 
Bebauungsplan einsehen und über seinen Inhalt Auskunft verlangen. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungs-
ansprüche im Falle der in den §§ 39-42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung 
schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB über das 
Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren 
gestellt ist, wird hingewiesen. 
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften sowie Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß 
§ 215 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Gemeinde Marienhafe unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Der Antrag gem. § 47 Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende 
Person oder Behörde und Träger sonstiger Belange nur Einwendungen geltend macht, die sie im 
Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB nicht oder verspätet 
geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Marienhafe, den 10.08.2015 
 
Gemeinde Marienhafe 
 
Der Gemeindedirektor 
Ihmels 

 

 

 

 

Herausgeber: Landkreis Aurich, Fischteichweg 7 – 13 , 26603 Aurich 
Bezugspreis: Jährlich 150,- € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 

Einzelexemplar: 3,00 € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 

Redaktionsschluss jeweils Mittwoch, 13.00 Uhr für den Erscheinungstag Freitag der Woche. 

Manuskripte für die Bekanntmachung sind an das Kreistagsbüro des Landkreises Aurich, Fischteich-

weg 7 – 13, 26603 Aurich, Telefon (04941)16 1014 zu senden.  

Laufender Bezug des Amtsblattes nur durch den Landkreis Aurich. 


